
Verbot von Feuerwerk 
 

 
Sie übersandten eine Legislativeingabe, mit der Sie ein Verbot von lautem Feuerwerk begehrten. 
 
Bei der Legislativeingabe handelt es sich um eine öffentliche Petition. Die Mitzeichnungsfrist, in 
der zwei weitere Personen mitzeichneten, endete am #. Juni %&%'. 
 
Der Petitionsausschuss hat in seiner (. Sitzung am )). August %&%' über Ihre Legislativeingabe 
beraten und den Beschluss gefasst, dem Anliegen nicht abzuhelfen. 
 
Damit der Petitionsausschuss alle Gründe, die für oder gegen eine Änderung der Rechtslage 
sprechen, berücksichtigen kann, wurde das fachlich zuständige Ministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie und Mobilität zunächst um eine Stellungnahme zu Ihrem Anliegen gebeten. 
 
Das Ministerium hat mit Schreiben vom )'. Mai %&%' hierzu folgende Stellungnahme abgegeben: 
 
„Derzeit bestehen nachfolgende Regulierungsmöglichkeiten für das Abbrennen pyrotechnischer 
Gegenstände durch das Sprengstoffecht. Gemäß " #$ Abs. % der %. SprengV ist das Abbrennen in 
unmittelbarer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, Kinder- und Altersheimen sowie besonders 
brandempfindlichen Gebäuden oder Anlagen verboten. 
 
Darüber hinaus können die Kommunen in Rheinland-Pfalz nach " #. Abs. # Satz % Nr. # der %. 
SprengV allgemein oder im Einzelfall anordnen, dass Feuerwerkskörper der Kategorie # mit 
ausschließlicher Knallwirkung in bestimmten dichtbesiedelten Gemeinden oder Teilen von 
Gemeinden auch am $%. Dezember und am %. Januar nicht abgebrannt werden dürfen. 
 
Die Regelungen zu pyrotechnischen Gegenständen sind abschließend im Bundesrecht, 
insbesondere im Sprengstoffgesetz sowie in der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz, 
festgelegt. Diese Vorschriften setzen zugleich die unionsrechtlichen Vorgaben der EU-Richtlinie 
#5%$/#7/EU um, die eine europaweite Harmonisierung der Anforderungen an Feuerwerkskörper 
gewährleisten. Zugelassene Produkte mit entsprechender Konformitätskennzeichnung dürfen 
grundsätzlich in Verkehr gebracht und verwendet werden. 
 
Die Legislativeingabe ist im Kern auf eine Regelung gerichtet, für die dem Land Rheinland-Pfalz 
die Gesetzgebungskompetenz fehlt. Aufgrund des Vorrangs des Bundesrechts (Art. $% bzw. <$ Abs. 
% Nr. %# Grundgesetz) sowie der Bindung an das Unionsrecht besteht für das Land Rheinland-Pfalz 
keine Möglichkeit, ein generelles Verbot „lauten Feuerwerks“ durch Landesgesetz einzuführen. 
 



 
�

Insofern kann das Land Rheinland-Pfalz der Petition nicht abhelfen. Zuständig ist hierfür der 
Bundesgesetzgeber. Die Landesregierung hat sich in der Vergangenheit im Rahmen von 
Gesetzgebungsverfahren im Bundesrat für eine Berücksichtigung des Tierschutzaspektes beim 
Abrennen von Feuerwerk eingesetzt.“ 
 
Der Petitionsausschuss hat sich diesen Gründen angeschlossen und derzeit keine Möglichkeit 
gesehen, Ihr Anliegen und die damit verbundene Änderung der Rechtslage zu unterstützen. 
 
Ihre Legislativeingabe wurde deshalb nicht einvernehmlich abgeschlossen. 
 
Das Petitionsverfahren ist damit beendet. 


